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1. Allgemeiner Teil des BG B

15 a) Die Verjährung eines gegen einen rechtlichen Berater gerichteten 
Ersatzanspruchs beginnt zu laufen, wenn der M andant den Schaden 
und die Pflichtwidrigkeit des Beraters erkannt oder infolge grober 
Fahrlässigkeit nicht erkannt hat.
b) Rät der Berater zur Fortsetzung des Rechtsstreits, hat der Mandant 
in der Regel auch dann keine Kenntnis von der Pflichtwidrigkeit des 
Beraters, wenn das Gericht oder der Gegner zuvor auf eine Fristver­
säumung hingewiesen hat .................................................................................

18 § 174 Satz 1 B G B  ist auf einseitige W illenserklärungen des Verwalters
im Namen der Gemeinschaft der W ohnungseigentümer auf der 
Grundlage einer Vereinbarung oder eines Beschlusses der W oh­
nungseigentümer nach § 27 A bs. 3 Satz 1 N r. 7 W EG  anwendbar . . .

2. Schuldverhältnisse

a) Allgemeine Vorschriften

5 a) A uf einen Schadensersatzanspruch eines Anlegers gegen die G rün­
dungsgesellschafter eines Im m obilienfonds sind Steuervorteile des 
Anlegers, die sich aus der Berücksichtigung von W erbungskosten er­
geben, grundsätzlich nicht schadensmindernd anzurechnen, weil die 
Ersatzleistung im Um fang der zuvor geltend gemachten W erbungs­
kosten zu versteuern ist.
b) D as gilt auch für Sonderabschreibungen nach dem Fördergebiets­
gesetz .......................................................................................................................

10 a) Zur Frage der Anrechnung steuerlicher Vorteile auf einen gegen 
die beratende Bank gerichteten Schadensersatzanspruch auf Rückab­
wicklung der Beteiligung an einem M edienfonds, wenn der Anleger 
entsprechend dem Fondskonzept nur einen Teil der Einlage einge-
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zahlt und durch Verlustzuweisungen Steuervorteile erlangt hat, die 
oberhalb der tatsächlich geleisteten Einlage und unterhalb der N o m i­
naleinlage gelegen haben.
b) N im m t der Geschädigte im Rahmen der Rückabw icklung einer 
Fondsbeteiligung eine Steuervergünstigung nach § 16 A bs. 4 E StG  in 
Anspruch, muss er sich diesen Vorteil auf seinen Schadensersatzan­
spruch gegen die beratende Bank nicht im W ege der Vorteilsausglei­
chung anrechnen lassen ...................................................................................... 110

11 N r. 7 A bs. 3 Satz 1 A G B-Sparkassen 2002, der zufolge Einw endun­
gen gegen Rechnungsabschlüsse der Sparkasse schriftlich oder, wenn 
im Rahmen der Geschäftsbeziehung der elektronische K om m unikati­
onsw eg vereinbart wurde, auf diesem Wege zugehen müssen, benach­
teiligt den Vertragspartner der Sparkasse nicht entgegen den Geboten 
von Treu und G lauben unangemessen ........................................................  121

10 a) Zur Frage der Anrechnung steuerlicher Vorteile auf einen gegen 
die beratende Bank gerichteten Schadensersatzanspruch auf Rückab­
wicklung der Beteiligung an einem M edienfonds, wenn der Anleger 
entsprechend dem Fondskonzept nur einen Teil der Einlage einge­
zahlt und durch Verlustzuweisungen Steuervorteile erlangt hat, die 
oberhalb der tatsächlich geleisteten Einlage und unterhalb der N om i­
naleinlage gelegen haben.
b) N im m t der Geschädigte im Rahmen der Rückabw icklung einer 
Fondsbeteiligung eine Steuervergünstigung nach § 16 Abs. 4 E StG  in 
Anspruch, muss er sich diesen Vorteil auf seinen Schadensersatzan­
spruch gegen die beratende Bank nicht im Wege der Vorteilsausglei­
chung anrechnen lassen ...................................................................................... 110

17 Durch das Abschleppen eines verbotswidrig geparkten Fahrzeugs im 
Wege der Ersatzvornahm e wird ein öffentlich-rechtliches Verwah­
rungsverhältnis begründet, auf das die §§ 276, 278, 280ff. B G B  ent­
sprechend anzuwenden sind.
Der Eigentüm er des verbotswidrig geparkten Fahrzeugs ist in einer 
solchen Fallkonstellation nicht in den Schutzbereich des zwischen 
dem Verwaltungsträger und dem privaten Unternehm er geschlosse­
nen Vertrages über das Abschleppen seines Fahrzeugs einbezogen .. 188

19 Steht dem Erw erber während des Verzugs des Bauträgers mit der 
Übergabe der herzustellenden Eigentum swohnung kein dem erwor­
benen W ohnraum in etwa gleichwertiger W ohnraum zur Verfügung, 
kann ihm eine Nutzungsausfallentschädigung zustehen ....................... 203

28 Schließt der Versicherer mit dem Versicherungsnehmer neben dem 
Vertrag über eine fondsgebundene Rentenversicherung eine geson­
derte Kostenausgleichsvereinbarung, nach der der Versicherungsneh-
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mer die A bschlusskosten in monatlichen Raten unabhängig vom  
Fortbestand des Versicherungsvertrages zu zahlen hat, so ist eine R e­
gelung in Allgemeinen Geschäftsbedingungen über den Ausschluss 
des Kündigungsrechts für die Kostenausgleichsvereinbarung gem. 
§ 307 Abs. 2 N r. 2 B G B  unw irksam ...............................................................

31 a) Die in einem Generalunternehmervertrag enthaltene Klausel des 
Auftraggebers »Innerhalb von 14 Tagen nach A bruf der einzelnen 
Teilbauabschnitte hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber zur Si­
cherung sämtlicher Ansprüche aus diesem Vertrag bauabschnittswei­
se Vertragserfüllungsbürgschaften über 10 v.H. der unter § 6 verein­
barten Pauschalauftragssumme Zug um Zug gegen Stellung einer 
Zahlungsbürgschaft durch den Auftraggeber in gleicher H öhe auszu­
händigen.« ist unwirksam, wenn auch Mängelansprüche gesichert 
werden.
b) Der Verwender vorform ulierter Klauseln kann sich zur Darlegung 
eines Aushandelns nach § 305 Abs. 1 Satz 3 BG B  nicht ausschließlich 
auf eine individualrechtliche Vereinbarung berufen, nach der über die 
Klauseln »ernsthaft und ausgiebig verhandelt wurde«.
c) Mit dem Schutzzweck der §§ 305 ff. B G B  ist nicht zu vereinbaren,
wenn Vertragsparteien unabhängig von den Voraussetzungen des 
§ 305 Abs. 1 Satz 3 B G B  die Geltung des Rechts der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen individualrechtlich ausschließen.........................

34 a) Der Begriff der Allgemeinen Geschäftsbedingung setzt eine Erklä­
rung des Verwenders voraus, die den Vertragsinhalt regeln soll. Für 
die Unterscheidung von allgemeinen (verbindlichen) Vertragsbedin­
gungen und (unverbindlichen) Bitten, Empfehlungen oder tatsächli­
chen Hinweisen ist auf den Em pfängerhorizont abzustellen, wobei 
von einem rechtlich nicht vorgebildeten Durchschnittskunden und 
den typischerweise gegebenen Verhältnissen auszugehen ist.
b) Die bei der Prüfung des Vorliegens einer Allgemeinen G eschäfts­
bedingung festgestellte Rechtsverbindlichkeit kann nicht nochmals an 
dem auf eine Inhaltskontrolle ausgelegten Maßstab des § 307 Abs. 1 
Satz 2 BG B  (Transparenzkontrolle) gemessen und so wieder in Frage 
gestellt werden.
c) Bei zwischen Leasinggesellschaft und Vertragshändlern verbindlich 
vereinbarten formularmäßigen »Abwicklungsrichtlinien für das Lea- 
singgeschäft« handelt es sich um eine Rahmenvereinbarung, die ein

auerschuldverhältnis eigener Art begründet, gerichtet auf Festle­
gung eines durch die Allgemeinen Geschäftsbedingungen konkreti- 

^ ertragsrahmens für künftig zwischen den Parteien abzu-
schließende Einzelgeschäfte.
d) Die dem Vertragshändler in einem Rahmenvertrag mit der Lea- 
singgese lschaft formularmäßig auferlegte Verpflichtung, Leasing-
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fahrzeuge nach A blauf des Leasingvertrags zu einem vorab festgeleg­
ten Restw ert zurückzukaufen, sow ie die in A usfüllung des 
Rahmenvertrags hinsichtlich eines konkreten Leasingfahrzeugs for­
mularmäßig eingegangene Rückkaufverpflichtung zum  vorab festge­
setzten Restw ert (»A nkaufsgarantie«) sind als Hauptleistungsabreden 
einer Inhaltskontrolle nach § 307 Abs. 1 Satz 1, A bs. 2 B G B  entzö­

ge11...............................................................................................................................

a) Einzelne Verträge und vertragsähnliche Verhältnisse

I Zur Beweislastum kehr hinsichtlich eines latenten M angels beim Ver­
brauchsgüterkauf (hier: Vorschädigung der Sehnen eines Pferdes als 
Ursache einer akuten Verletzung) .................................................................  1

9 Eine sogenannte mietvertragliche Schriftformheilungsklausel hindert 
den G rundstückserw erber für sich genommen nicht, einen M ietver­
trag, in den er nach § 566 Abs. 1 B G B  eingetreten ist, unter Berufung 
auf einen Schriftform m angel zu kündigen, ohne zuvor von dem M ie­
ter eine H eilung des M angels verlangt zu haben .....................................  98

12 Allein die Absicht des Vermieters, nach Beendigung des Mietverhält­
nisses Umbaumaßnahmen in den Mieträumen durchzuführen, genügt 
nicht, um im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung an die Stelle 
der vertraglichen Verpflichtung des Mieters nach Beendigung des 
Mietverhältnisses Schönheitsreparaturen und Instandsetzungs- bzw. 
Instandhaltungsmaßnahmen durchzuführen, einen Ausgleichsan­
spruch in G eld treten zu lassen. Ein solcher Ausgleichsanspruch setzt 
voraus, dass die Mieträume tatsächlich umgebaut werden ...................  133

25 a) H at eine W ohnungseigentümergemeinschaft durch Beschluss die 
A usübung gem einschaftsbezogener Gewährleistungsrechte wegen 
Mängeln an der Bausubstanz an sich gezogen, ist die fristgebundene 
A ufforderung zur Beseitigung der betreffenden Mängel mit Ableh­
nungsandrohung seitens eines einzelnen W ohnungseigentüm ers un­
wirksam , wenn diese mit den Interessen der W ohnungseigentüm erge­
meinschaft kollidiert.
b) D as kann der Fall sein, wenn die W ohnungseigentüm ergem ein­
schaft in dem Zeitpunkt, in dem der einzelne W ohnungseigentümer 
die M ängelbeseitigung verlangt, diese nicht zulässt, weil sie eine wei­
tere Klärung der gebotenen M ängelbeseitigungsmaßnahmen für er­
forderlich hält .......................................................................................................  263

26 a) Auch nach einer Kündigung des Bauvertrags kann der Unterneh­
mer Sicherheit nach § 648a Abs. 1 B G B  verlangen.
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b) Der Unternehmer hat die ihm nach einer Kündigung zustehende 
Vergütung schlüssig darzulegen.
c) Sind die tatsächlichen V oraussetzungen der Berechnung des darge­
legten Vergütungsanspruchs streitig, ist dem Unternehmer für seine 
schlüssig dargelegte Vergütung eine Sicherheit ohne Klärung der 
Streitfragen zu gewähren. Anderes gilt, wenn die Klärung der Streit­
fragen nicht zu einer V erzögerung des Rechtsstreits fü h r t ...................

32 a) Zur Abgrenzung von Kaufvertrag und W erklieferungsvertrag (hier: 
Lieferung von Alum inium -Profilleisten in einem bestimmten Farbton 
durch einen Fachgroßhändler für Baubedarf).
b) Beim Kaufvertrag ist der vom  Verkäufer eingeschaltete Hersteller 
der Kaufsache nicht Erfüllungsgehilfe des Verkäufers; gleiches gilt 
gemäß § 651 Satz I B G B  beim W erklieferungsvertrag, wenn der L ie­
ferant einen Dritten mit der Bearbeitung der Sache betraut (Bestäti­
gung von B G H Z  48, 121) .................................................................................

33 a) Stellen sich die zur M ängelbeseitigung erforderlichen Kosten als 
unverhältnismäßig dar, so kann der Käufer von dem Verkäufer nur 
Ersatz des mangelbedingten M inderwerts der Sache verlangen.
b) O b die Kosten unverhältnismäßig sind, ist aufgrund einer um fas­
senden W ürdigung der U m stände des Einzelfalls unter Berücksichti­
gung der in § 439 Abs. 3 B G B  genannten Kriterien festzustellen.
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c) Entschädigung für bereits eingetretene immaterielle N achteile kann 
nur im W ege der Leistungsklage geltend gemacht werden.
d) Die für die Entschädigung immaterieller Nachteile maßgebliche
Frage, ob eine W iedergutmachung auf andere W eise im konkreten 
Fall ausreichend ist (§ 198 Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 Satz 1 G V G ), muss 
unter A bw ägung aller Belange im Einzelfall entschieden werden —  20

24 a) § 839a B G B  findet im Wege der Analogie im Allgemeinen auch 
auf die H aftung eines Sachverständigen Anwendung, der sein G u t­
achten in einem Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft er­
stattet.
b) § 839 B G B  ist gegenüber § 839a B G B  die vorrangige Regelung.
c) D ie von der Staatsanwaltschaft veranlasste Begutachtung durch den
Leiter eines rechtsmedizinischen Instituts im Zusam m enhang mit T o ­
desfallermittlungen gemäß §§ 87 ff. StPO  erfolgt in Ausübung eines 
öffentlichen Am tes im Sinne von Art. 34 Satz 1 G G  ..............................  253

3. Sachenrecht

16 Übernim m t jemand im Wege der befreienden Schuldübernahme die 
Schuld eines anderen, deren zugrunde liegender Anspruch durch eine 
Vorm erkung gesichert ist, und wird er zeitgleich Inhaber des von der 
Vorm erkung betroffenen Rechts, erlischt die Vorm erkung nicht. Der 
Schuldnerwechsel kann nicht in das Grundbuch eingetragen werden 179

4. Familienrecht

8 Lebt ein Kind in einer Pflegefamilie und verlangen die Eltern die 
Rückführung des Kindes, muss der Erlass einer Verbleibensanord­
nung nach § 1632 Abs. 4 B G B  als im Verhältnis zu einem Sorge­
rechtsentzug milderes Mittel erwogen werden. Ergibt sich die G e­
fährdung des Kindesw ohls allein daraus, dass das Kind zur Unzeit 
aus der Pflegefamilie herausgenommen und zu den leiblichen Eltern 
zurückgeführt werden soll, liegt in der Regel noch kein hinreichender 
Grund vor, den Eltern das Sorgerecht ganz oder teilweise zu entzie­
hen ............................................................................................................................. 86

14 a) Die Leistungsfähigkeit zur Zahlung von Elternunterhalt ist auch 
dann auf der Grundlage eines individuellen Fam ilienbedarfs zu ermit­
teln, wenn der Unterhaltspflichtige über geringere Einkünfte als sein 
Ehegatte verfügt.
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b) Der W ohnvorteil eines Unterhaltspflichtigen ist auch bei der Inan­
spruchnahme auf Elternunterhalt dem Einkommen hinzuzurechncn 
und nicht lediglich im Rahmen der vom Selbstbehalt umfassten 
W ohnkosten zu berücksichtigen ....................................................................  157

29 Das zu einem Minderjährigen begründete Annahmeverhältnis ist 
nach dem Eintritt der Volljährigkeit des Kindes auch bei schwersten 
Verfehlungen eines Beteiligten (hier: sexueller Missbrauch der A dop­
tivtochter durch den Adoptivvater) nicht mehr au fh eb b ar...................  310

5. Produkthaftung

23 a) Führt eine übermäßige Ü berspannung zu Schäden an üblichen Ver­
brauchsgeräten, liegt ein Fehler des Produkts Elektrizität vor.
b) N im m t der Betreiber des Strom netzes Transform ationen auf eine 
andere Spannungsebene - hier in die sogenannte Niederspannung für 
die Netzanschlüsse von Letztverbrauchern - vor, ist er H ersteller des 
Produkts Elektrizität.
c) In diesem Fall ist das Produkt Elektrizität erst mit der Lieferung 
des Netzbetreibers über den N etzanschluss an den Anschlussnutzer
in den Verkehr gebracht ....................................................................................  242

6. Urheberrecht

a) Der Inhaber eines Internetanschlusses haftet grundsätzlich nicht 
als Störer auf Unterlassung, wenn volljährige Familienangehörige den 
ihnen zur N utzung überlassenen A nschluss für Rechtsverletzungen 
missbrauchen. Erst wenn der Anschlussinhaber konkrete A nhalts­
punkte für einen solchen M issbrauch hat, muss er die zur Verhinde­
rung von Rechtsverletzungen erforderlichen Maßnahmen ergreifen.
b) Wird über einen Internetanschluss eine Rechtsverletzung began­
gen, ist eine tatsächliche Vermutung für eine Täterschaft des A n ­
schlussinhabers nicht begründet, wenn zum  Zeitpunkt der Rechtsver­
letzung (auch) andere Personen diesen Anschluss benutzen konnten. 
D ies ist insbesondere dann der Fall, wenn der Internetanschluss zum 
Zeitpunkt der Rechtsverletzung nicht hinreichend gesichert war oder 
bewusst anderen Personen zur N utzung überlassen wurde.
c) Wird über einen Internetanschluss eine Rechtsverletzung began­
gen, trägt der Anschlussinhaber eine sekundäre Darlegungslast. D ie­
ser entspricht er dadurch, dass er vorträgt, ob andere Personen und 
gegebenenfalls welche anderen Personen selbständigen Zugang zu
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seinem Internetanschluss hatten und als Täter der Rechtsverletzung 
in Betracht kommen. Insoweit ist der Anschlussinhaber im Rahmen 
des Zum utbaren auch zu Nachforschungen verpflichtet. (»Bear- 
Share«) .....................................................................................................................  76

7. Erfinder- und Patentrecht

6 Die Priorität einer Voranmeldung kann in Anspruch genommen wer­
den, wenn sich die dort anhand eines Ausführungsbeispiels oder in 
sonstiger W eise beschriebenen technischen Anweisungen für den 
Fachmann als Ausgestaltung der in der N achanm eldung um schriebe­
nen allgemeineren technischen Lehre darstellen und diese Lehre in 
der in der N achanm eldung offenbarten Allgemeinheit bereits der 
Voranmeldung als zu der angemeldeten Erfindung gehörend ent­
nehmbar ist. (»K o m m un ikation skan al«)......................................................  63

22 a) Ein Patentanspruch, der eine neue Verwendung eines Medikaments 
betrifft, hat die Eignung eines bekannten Stoffs für einen bestimmten 
medizinischen Einsatzzw eck und damit letztlich eine dem Stoff inne­
wohnende Eigenschaft zum Gegenstand. Dies entspricht in der Sache 
einem zweckgebundenen Stoffschutz, wie ihn § 3 Abs. 4 PatG und 
Art. 54 Abs. 5 E P U  nunmehr auch für weitere Indikationen aus­
drücklich vorsehen, und zwar unabhängig davon, ob der Patentan­
spruch seinem W ortlaut nach auf die Verwendung des M edikaments, 
auf dessen Herrichtung zu einem bestimmten Verwendungszweck 
oder ausdrücklich auf zweckgebundenen Stoffschutz gerichtet ist.
b) Die spezifische Anwendung eines Stoffs zur therapeutischen Be­
handlung wird nicht nur durch die zu behandelnde Krankheit und 
die D osierung bestimmt, sondern auch durch sonstige Parameter, die 
auf die W irkung des Stoffs Einfluss haben und dam it für den Eintritt 
des mit der Anwendung angestrebten Erfolgs von wesentlicher Be­
deutung sein können.
c) Wegen § 2a A bs. 1 N r. 2 PatG können therapiebezogene Anwei­
sungen nur dann zur Patentfähigkeit beitragen, wenn sie objektiv da­
rauf abzielen, die W irkung des Stoffs zu ermöglichen, zu verstärken, 
zu beschleunigen oder in sonstiger Weise zu verbessern, nicht aber, 
wenn sie Therapiemaßnahmen betreffen, die zusätzlich und unabhän­
gig von den W irkungen des Stoffs geeignet sind, die in Rede stehende 
Krankheit zu behandeln.
d) Bei der Prüfung, ob eine spezifische Anw endung eines M edika­
ments auf erfinderischer Tätigkeit beruht, sind auch Handlungswei-
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sen zu berücksichtigen, die dem Fachmann deshalb nahegelegt waren, 
weil sie am Prioritätstag zum ärztlichen Standard-Repertoire gehör­
ten. (»Kollagenase I«) .........................................................................................  229
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Grundlage einer Vereinbarung oder eines Beschlusses der W oh­
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wendung von § 673 B G B , weil diese N orm  durch die im U m w and­
lungsgesetz enthaltenen Spezialvorschriften verdrängt wird, 
b) Die Verschmelzung der Verwalterin einer W ohnungseigentumsan­
lage stellt zwar als solche keinen wichtigen Grund dar, der eine vor­
zeitige Kündigung eines Verwaltervertrags rechtfertigt; an die erfor­
derlichen besonderen Um stände, die die Fortführung der Verwaltung 
durch den übernehmenden Rechtsträger für die W ohnungseigentü- 
mer unzumutbar machen, sind aber keine hohen Anforderungen zu 
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25 a) Flat eine W ohnungseigentümergemeinschaft durch Beschluss die 
Ausübung gemeinschaftsbezogener Gewährleistungsrechte wegen 
Mängeln an der Bausubstanz an sich gezogen, ist die fristgebundene 
Aufforderung zur Beseitigung der betreffenden Mängel mit Ableh­
nungsandrohung seitens eines einzelnen W ohnungseigentümers un­
wirksam, wenn diese mit den Interessen der W ohnungseigentümerge- 
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b) Das kann der Fall sein, wenn die W ohnungseigentümergemein­
schaft in dem Zeitpunkt, in dem der einzelne W ohnungseigentümer 
die Mängelbeseitigung verlangt, diese nicht zulässt, weil sie eine wei­
tere Klärung der gebotenen Mängelbeseitigungsmaßnahmen für er­
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9. Privates Versicherungsrecht

27 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach § 19 
Abs. 1 V V G  arglistig, so  kann der Versicherer auch dann vom  Vertrag 
zurücktreten, wenn er den Versicherungsnehmer nicht entsprechend
den A nforderungen des § 19 Abs. 5 V VG belehrt h a t ............................  286

28 a) Schließt der Versicherer mit dem Versicherungsnehmer neben dem 
Vertrag über eine fondsgebundene Rentenversicherung eine geson­
derte Kostenausgleichsvereinbarung, nach der der Versicherungsneh­
mer die A bschlusskosten in monatlichen Raten unabhängig vom 
Fortbestand des Versicherungsvertrages zu zahlen hat, so ist eine R e­
gelung in Allgemeinen Geschäftsbedingungen über den Ausschluss 
des Kündigungsrechts für die Kostenausgleichsvereinbarung gem.
§ 307 Abs. 2 N r. 2 B G B  unwirksam.
b) N ach § 8 A bs. 2 Satz 1 N r. 2 V V G  setzt der Beginn der W iderrufs­
frist den Zugang einer deutlich gestalteten Belehrung über das W ider­
rufsrecht und die Rechtsfolgen des W iderrufs voraus. D aran fehlt es, 
wenn in der W iderrufsbelehrung für den Versicherungsvertrag nicht 
darauf hingewiesen wird, dass im Falle eines W iderrufs auch der Ver­
trag über die Kostenausgleichsvereinbarung nicht zustande kom m t . 293
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4 a) Ein durch eine Bonitätsauskunft der S C H U F A  Betroffener hat 
gemäß § 34 A bs. 4 Satz 1 N r. 4 B D SG  einen Anspruch auf Auskunft 
darüber, welche personenbezogenen, insbesondere kreditrelevanten 
Daten dort gespeichert sind und in die den Kunden der Beklagten 
mitgeteilten W ahrscheinlichkeitswerte (Scorewerte) einfließen.
b) Die sogenannte Scoreform el, also die abstrakte M ethode der Score- 
wertberechnung, ist hingegen nicht mitzuteilen.
c) Zu den als Geschäftsgeheim nis geschützten Inhalten der Scorefor­
mel zählen die im ersten Schritt in die Scoreform el eingeflossenen 
allgemeinen Rechengrößen, wie etwa die herangezogenen statisti­
schen Werte, die Gew ichtung einzelner Berechnungselemente bei der 
Erm ittlung des W ahrscheinlichkeitswerts und die Bildung etwaiger 
Vergleichsgruppen als Grundlage der Scorekarten .................................
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1. Erkenntnisverfahren

2 a) Die unter Verstoß gegen § 170 Abs. 1 Z P O  erfolgte Zustellung 
eines Vollstreckungsbescheids an eine aus dem zuzustellenden Titel 
nicht erkennbar prozessunfähige Partei setzt die Einspruchsfrist in 
Gang.
b) Der prozessunfähigen Partei, die den N ichtigkeitsgrund der man­
gelhaften Vertretung geltend macht, kann nicht entgegengehalten 
werden, sie hätte den Verfahrensmangel durch ein Rechtsmittel gel­
tend machen müssen. Hierbei macht es keinen Unterschied, ob die 
Partei von vornherein von einem Rechtsmittel abgesehen oder ob sie 
ein zunächst eingelegtes Rechtsmittel zurückgenommen hat.................

2. Zwangsvollstreckung, Insolvenz

13 a) Die den Form ularzw ang für Anträge auf Erlass eines Pfändungs­
und Überw eisungsbeschlusses regelnden Rechtsnormen können ver­
fassungskonform  dahingehend ausgelegt werden, dass der Gläubiger 
vom Form ularzwang entbunden ist, soweit das Form ular unvollstän­
dig, unzutreffend, fehlerhaft oder missverständlich ist.
b) In diesen, seinen Fall nicht zutreffend erfassenden Bereichen ist es 
nicht zu beanstanden, wenn er in dem Form ular Streichungen, Be­
richtigungen oder Ergänzungen vornim m t oder das Form ular inso­
weit nicht nutzt, sondern auf beigefügte Anlagen verweist.
c) Ein Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und Überw eisungsbe­
schlusses ist nicht form unw irksam , wenn sich der Antragsteller eines 
Antragsformulars bedient, das im Layout geringe, für die zügige Be­
arbeitung des Antrags nicht ins Gewicht fallende Änderungen ent­
hält.
d) Ein Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und Ü berw eisungsbe­
schlusses ist auch nicht deshalb form unw irksam , weil das A ntragsfor­
mular nicht die in dem Form ular gemäß Anlage 2 zu § 2 N r. 2 ZVFV 
enthaltenen grünfarbigen Elemente aufweist .............................................  145

20 a) Führt die Gesellschaft einen von ihrem Gesellschafter besicherten 
Kontokorrentkredit zurück, indem der vorläufige Insolvenzverwalter 
Einziehungsaufträge und Abbuchungserm ächtigungen widerruft, 
kann die dadurch bedingte Befreiung von der Sicherung gegenüber 
dem Gesellschafter angefochten werden.
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b) D ie Begleichung einer nach Verfahrenseröffnung als Insolvenzfor­
derung zu qualifizierenden Verbindlichkeit durch einen vorläufigen 
Insolvenzverwalter, auf den die V erfügungsbefugnis über das V erm ö­
gen des Schuldners übergegangen ist, unterliegt grundsätzlich der In­
solvenzanfechtung.
c) E s spricht ein Anscheinsbeweis dafür, dass in dem eröffneten Ver­
fahren die Insolvenzm asse nicht ausreicht, um alle G läubigeransprü­
che zu befriedigen.
d) Wer für ein der Gesellschaft gewährtes Darlehen eine Sicherung
übernimmt und später Gesellschafter wird, unterliegt der Insolvenz­
anfechtung nach § 135 A bs. 2 I n s O ...............................................................

III. Öffentliches Recht

17 a) Beauftragt die Straßenverkehrsbehörde zur Vollstreckung des in 
einem Verkehrszeichen enthaltenen W egfahrgebots im Wege der E r­
satzvornahme einen privaten Unternehmer mit dem Abschleppen ei­
nes verbotswidrig geparkten Fahrzeugs, so wird der Unternehmer bei 
der Durchführung des Abschleppauftrages hoheitlich tätig,
b) Durch das Abschleppen eines verbotsw idrig geparkten Fahrzeugs 
im Wege der Ersatzvornahm e wird ein öffentlich-rechtliches Ver­
wahrungsverhältnis begründet, auf das die §§ 276, 278, 280ff. BG B  
entsprechend anzuwenden sind ......................................................................

IV. Berufsrecht

30 Zum Auskunftsanspruch eines Dritten gegenüber der Landesjustiz­
verwaltung oder der N otarkam m er über den N am en und die Adresse 
des Berufshaftpflichtversicherers sowie die Versicherungsnummer 
nach § 19a Abs. 6 B N o tO  .................................................................................


